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Editorial

Sehr geehrte Klient:innen, 
werte Mitarbeiter:innen!

Der Sommer mit seiner Zeit sich zu erholen 
nähert sich und damit auch die Reisezeit. Ein 
Picknick an einem See oder eine kleine Wan-
derung, Verabredungen oder Wochenend-
Ausflüge müssen nicht immer teuer sein. Man 
kann durchaus etwas Schönes machen, das 
nichts oder höchstens ein paar Euro kostet. 
Klingt unmöglich? Ist es aber nicht. Gerade 
die kleinen Dinge im Alltag würden oft unter-
schätzt, erklären die Psychologen. „Mit dem 
bewussten Auskosten kleiner Freuden, wie 
einen Kaffee in der Sonne zu genießen, geht 
viel Lebensqualität einher.“ Die besagte Tasse 
Kaffee, ein kleiner Spaziergang im Park oder 

ein paar Seiten in Ruhe lesen - es geht darum, innezuhalten und den Moment bewusst zu gestalten. Denn um 
glücklich zu sein, benötigten wir vor allem einen intensiven Umgang mit den Freuden des Lebens.

Wichtig ist auch die Verbundenheit mit anderen. Im Spätsommer und Herbst kann man mit den Kindern Früch-
te sammeln und zu Hause verarbeiten. Das macht nicht nur Spaß, sondern schmeckt auch gut und ist gesund. 
Ein weiterer positiver Effekt einer solchen gemeinsamen Tätigkeit: Nichts hat einen so entscheidenden Ein-
fluss auf unser Glück wie die Verbundenheit mit anderen, vorallem der Familie. 

Machen Sie sich selbst ein Geschenk, nämlich freie Zeit für sich. Zeit mit anderen zu verbringen, gehört zu 
den wichtigsten Freuden. Wie wir unsere Zeit füllen, dass sie uns und den Menschen um uns herum gut tut, 
ist allerdings höchst individuell. Wie Sie diese bewusst gestalten, hängt von Ihren persönlichen Neigungen ab. 
In unserer durch Beschleunigung und Digitalisierung geprägten Welt gibt es aber noch etwas, das man sich 
selbst schenken kann, nämlich nicht verplante, freie Zeit.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen und unseren Mitarbeiter:innen einen schönen Sommer, viel Spaß und er-
holsame Ferien!

Ihr Andreas Leeb
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Aktuell kommt es vermehrt zu Ungemach techni-
scher Natur seitens des Finanzamts. So wurden in 
letzter Zeit vom Finanzamt häufig Mitteilungen im 
Zusammenhang mit dem Übergang der Finanzamts-
zuständigkeit versendet.

Konkret handelt es sich dabei um einen Wechsel 
vom Finanzamt für Großbetriebe zum Finanzamt 
Österreich. Ärgerlich dabei ist, dass mit dem Über-
gang der Behördenzuständigkeit eine Änderung der 
Bankverbindung für die Zahlung laufender Abgaben 
einhergeht. Idealerweise handelt es sich dabei nur 
um eine temporäre Unannehmlichkeit, die in vielen 
Fällen auf einen technischen Fehler zurückzufüh-
ren ist - es ist eine zeitnahe Rückübertragung zum 
richtigen Finanzamt zu erwarten. Inzwischen bzw. 

sofern der Zuständigkeitswechsel gerechtfertigt 
ist, sollte besonderes Augenmerk auf die korrekte 
Bankverbindung des Finanzamts gelegt werden.

Ebenso sind in letzter Zeit gefälschte Nachrichten 
per SMS und WhatsApp in Umlauf, welche als Absen-
der „FINANZAMT“ aufweisen. In der Nachricht wird 
das Versäumnis vorgeworfen, offene Forderungen 
nicht beglichen zu haben und mit einem angebli-
chen Pfändungsverfahren gedroht (wenn nicht un-
verzüglich gezahlt wird). Da es sich dabei um eine 
Fälschung handelt und die Nachricht nicht vom Fi-
nanzamt stammt, sollte der mitgesendete Link nicht 
geöffnet werden und die Nachricht gelöscht wer-
den.

Verwirrung um Steuernummer und
gefälschte Nachrichten

Investitionsfreibetrag

Der Investitionsfreibetrag von 10 % bzw. 15 % (im Bereich der Ökologisierung) der Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten kann unter bestimmten Voraussetzungen für Anschaffungen oder Herstellung von abnutzbarem 
Anlagevermögen nach dem 31.12.2022 geltend gemacht werden.

Geringwertige Wirtschaftsgüter

Ab 2023 wurde die Grenze für die Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter (GWG) von bisher € 800 
auf € 1.000 angehoben. Im betrieblichen Bereich gilt die Änderung erstmals für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.2022 beginnen.

steuerliche neuerungen
2023
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2023 hat der Gesetzgeber neue Begünstigungen für Investitionen und Steuersen-
kungen vorgesehen. Wir geben Ihnen dazu einen Überblick.

Bis 2022 war die Einsicht in das Register für jedermann möglich. Durch ein Urteil des Gerichtshofs der EU 
(EuGH) wurde diese Möglichkeit wieder aufgehoben.

Das Wirtschaftliche Eigentümer Register (WiEReG) wurde für Zwecke der Verhinderung von Geldwäscherei 
und Terrorismusfinanzierung eingerichtet und beinhaltet Daten über die wirtschaftlichen Eigentümer von 
Gesellschaften, Stiftungen und Trusts. Durch ein Urteil des Gerichtshofs wurde die Möglichkeit der öffentli-
chen Einsicht in das Register aufgehoben.

In seiner Begründung führt der EuGH aus, dass die öffentliche Einsicht in das Register der wirtschaftlichen 
Eigentümer einen Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens und das Recht auf Schutz 
der personenbezogenen Daten darstellt. Dieser Eingriff sei nicht erforderlich und nicht verhältnismäßig.

Da die WiEReG-Registerbehörde zum Schutz der personenbezogenen Daten und zur Einhaltung der diesbe-
züglichen nationalen und europarechtlichen Bestimmungen verpflichtet ist, wurde die Anwendung „Öffent-
liche Einsicht“ umgehend nach Veröffentlichung des Urteils des EuGH offline genommen. Der Zugang von 
Behörden und bestimmten WiEReG-Verpflichteten, wie etwa Banken, Rechtsanwälten, Notaren oder Steuer-
berater zum Register bleibt bei einem berechtigten Interesse jedoch weiterhin unberührt.

Einsicht in das Wirtschaftliche
Eigentümer Registergesetz

Erhöhung der Umsatzgrenze – Kleinunternehmerpauschalierung

Unter bestimmten Voraussetzungen besteht seit 2020 für Kleinunter-
nehmer die Möglichkeit, die Betriebsausgaben pauschal zu ermitteln. 
Die pauschalen Betriebsausgaben betragen 45 % der Betriebseinnah-
men, maximal € 18.900, bzw. bei einem Dienstleistungsbetrieb 20 %, 
höchstens € 8.400. Der Gewinn ergibt sich aus den Betriebseinnahmen 
abzüglich pauschal ermittelter Betriebsausgaben (45 % oder 20 %) und 
den Beiträgen zur Pflichtversicherung.

Eine Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Kleinunternehmer-
pauschalierung ist, dass die Umsatzsteuerbefreiung anwendbar ist. Ab 
2023 wurde bekanntlich der für die Pauschalierung maßgebliche Betrag 
um € 5.000 erhöht. Die Umsatzgrenze liegt nun bei € 40.000.

Senkung der dritten Einkommenssteuerstufe

Nachdem bereits mit 1.7.2022 die zweite Einkommenssteuerstufe von 35 
% auf 30 % (mit einem ganzjährigen Mischsteuersatz für 2022 von 32,5 
%) gesenkt wurde, wird mit 1.7.2023 die dritte Tarifstufe von 42 % auf 40 
% (mit einem ganzjährigen Mischsteuersatz für 2023 von 41 %) gesenkt. 
Zusätzlich kommt es durch die Abschaffung der kalten Progression mit 
1.1.2023 zu einer Anhebung der jeweiligen Tarifstufen.

Senkung des Körperschaftsteuertarifs

Ab dem Kalenderjahr 2023 wird die Körperschaftsteuer von 25 % auf 24 
% gesenkt. Wir beraten Sie gerne persönlich, welche Steuervorteile sich 
für Sie durch die Neuerung im Jahr 2023 ergeben.
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beim DREIECKSGESCHÄFT DREIECKSGESCHÄFT 

Rückerstattung ausländischer   
QUELLENSTEUER QUELLENSTEUER   

Bei innergemeinschaftli-
chen Dreiecksgeschäften 
muss der mittlere Unter-
nehmer („Erwerber“) ge-
nau auf die geforderten 
Formalvorschriften ach-
ten.

Erträge aus ausländischen Wert-
papieren unterliegen der öster-
reichischen Einkommensteuer. 
Zusätzlich besteuert auch der 
ausländische Staat. Diese Steuer-
belastung kann minimiert werden.

Erträge aus ausländischen Wert-
papieren eines in Österreich 
ansässigen Steuerpflichtigen 
unterliegen bei diesem der öster-
reichischen Einkommensteuer, 
unabhängig davon, ob diese Wert-
papiere in einem ausländischen 
oder einem inländischen Bankde-
pot gehalten werden. Unabhängig 
davon besteuert in der Regel auch 
der ausländische Staat diese Er-
träge, zB in der Schweiz in Höhe 
von 35%. Diese Steuer wird als 
Quellensteuer bezeichnet. In Sum-
me ergibt dies eine beträchtliche 
Steuerbelastung, die sich jedoch 
minimieren lässt.

Die Steuerbelastung auf Wertpa-
piererträge lässt sich einerseits 
mittels Anrechnung der ausländi-
schen Quellensteuer auf die inlän-
dische Kapitalertragsteuer (KESt) 
reduzieren. Dies wird in der Regel 
von der österreichischen Depot-
bank durchgeführt. Andererseits 
besteht zusätzlich die Möglichkeit, 
bei der ausländischen Finanzver-
waltung einen Antrag auf Quellen-
steuerrückerstattung zu stellen.

Anrechnung der ausländischen 
Quellensteuer durch die Depot-
bank

Im Regelfall kann die inländische 
Depotbank 15%-Punkte der aus-
ländischen Quellensteuer auf 
die inländische KESt anrechnen. 
Kommt es zu keiner Anrechnung 
durch die inländische Bank, weil 
die Kapitalerträge etwa durch eine 
ausländische Bank zufließen, kann 

die Anrechnung auch im Einkom-
mensteuer-Veranlagungsverfah-
ren beantragt werden.

Quellensteuer-Rückerstattungs-
antrag

Da durch die Begrenzung der Quel-
lensteueranrechnung auf die KESt 
mit 15% in der Regel eine Mehr-
belastung im Ausland verbleibt, 
besteht hinsichtlich zahlreicher 
Staaten die Möglichkeit, bei der 
dortigen Finanzverwaltung eine 
Quellensteuer-Rückerstattung zu 
beantragen. Dabei sind jedoch 
länderweise unterschiedliche An-
tragsfristen und Antragsformali-
täten zu beachten, weshalb dafür 
eine Beratung in Anspruch genom-
men werden sollte.

Bei solch einer Lieferkette müsste sich der mittlere 
Unternehmer im Bestimmungsland, also dort, wohin 
die Ware geliefert wird, umsatzsteuerlich registrie-
ren und dort einen innergemeinschaftlichen Erwerb 
versteuern. Um dies zu vermeiden gibt es die Erleich-
terung des innergemeinschaftlichen Dreiecksge-
schäfts, wonach die Umsatzsteuerschuld des mitt-
leren Unternehmers auf den dritten Unternehmer 
(„Empfänger“) im Bestimmungsland übergeht.

Dazu ist jedoch unter anderem erforderlich, dass der 
mittlere Unternehmer („Erwerber“) in seiner Rech-
nung an den dritten Unternehmer (Empfänger), an 
den die Ware tatsächlich geliefert wird, ausdrück-
lich auf das Vorliegen eines innergemeinschaftlichen 
Dreiecksgeschäfts und auf den Übergang der Steuer-
schuldnerschaft (Reverse Charge) auf den Empfän-
ger hinweist.

Laut EuGH ist daher der Enderwerber im Rahmen ei-
nes Dreieckgeschäftes nicht wirksam als Schuldner 

der Mehrwertsteuer bestimmt worden, wenn die vom 
mittleren Unternehmer ausgestellte Rechnung nicht 
die Angabe „Steuerschuldnerschaft des Leistungs-
empfängers“ enthält. Der bloße Hinweis auf die Drei-
ecksgeschäftsregelung reicht laut EuGH dafür nicht 
aus. Somit ist der Rechnungshinweis auf den Über-
gang der Steuerschuld keine bloße Formalie, sondern 
materielle Voraussetzung des Dreiecksgeschäfts.

Bei innergemeinschaftlichen Dreiecksgeschäften 
muss daher insbesondere der mittlere Unternehmer 
(„Erwerber“) sehr genau auf die geforderten Formal-
vorschriften hinsichtlich seiner Rechnungslegung 
achten. Der EuGH hat nämlich in seinem Urteil auch 
ausgesprochen, dass eine nachträgliche Korrektur 
der fehlerhaften Rechnung und damit eine rückwir-
kende Sanierung des Dreiecksgeschäfts nicht mög-
lich ist.

Umsatzsteuerschuld geht auf den dritten Unternehmer über

©nito - stock.adobe.com

Ein umsatzsteuerlich begünstigtes Dreiecksgeschäft liegt vor, wenn drei Unternehmer in drei ver-
schiedenen EU-Mitgliedstaaten Geschäfte über die gleiche Ware abschließen und diese unmittelbar 
vom ersten Unternehmer an den letzten Abnehmer gelangt. Für die Begünstigung müssen jedoch 
speziell vom mittleren Unternehmer bestimmte Formalvoraussetzungen erfüllt werden, welche vom 

EuGH in einem aktuellen Urteil streng gesehen werden.

Bei einem Dreiecksgeschäft werden die beteiligten Unternehmer wie folgt bezeichnet:

 ▶ Erster Unternehmer in der Kette = Lieferant
 ▶ Zweiter Unternehmer in der Kette = Erwerber
 ▶ Dritter Unternehmer in der Kette = Empfänger

Sollten ausländische Kapitalerträge nicht in der österreichischen Ein-
kommensteuerklärung deklariert worden sein und daher eine „Sanie-

rung“ der Vergangenheit erforderlich werden, kann diese unter bestimm-
ten Voraussetzungen im Wege einer strafbefreienden Selbstanzeige gegenüber 
der österreichischen Finanzverwaltung erfolgen. Eine solche Selbstanzeige sollte 
allerdings aufgrund der besonderen Formvorschriften nur unter Beiziehung ei-
nes Steuerberaters erstattet werden.

©Paweł Michałowski - stock.adobe.com
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Das Bundesfinanzgericht 
(BFG) hat entschieden, 
dass beim Kauf einer Ei-
gentumswohnung, welche 

eine Ehefrau danach an ihren 
Ehemann vermietete und die die-
ser dann der gemeinsamen Toch-
ter zur Nutzung überließ, ein Vor-
steuerabzug möglich war.

Fraglich war zunächst, ob die 
Ehefrau mit der Vermietung der 
Wohnung an ihren Ehemann über-

haupt unternehmerisch tätig war. 
Die unternehmerische Tätigkeit 
ist nämlich Voraussetzung für den 
Vorsteuerabzug beim Kaufpreis.

Das BFG bejahte dies, weil es zum 
Schluss kam, dass die Ausgaben 
zur Anschaffung der Wohnung 
nicht der unmittelbaren Wohnver-
sorgung der Tochter, sondern der 
Vermietung an den Ehemann dien-
ten. Andernfalls wären es näm-
lich Ausgaben 

des Unternehmers (der Ehefrau) 
für den Unterhalt seiner Familien-
angehörigen (der Tochter). Diese 
wären nicht abzugsfähige Aufwen-
dungen und somit vom Vorsteuer-
abzug ausgeschlossen.

Da der Mietvertrag zwischen den 
Ehepartnern auch zu fremdübli-
chen Konditionen abgeschlossen 
wurde, war der Vorsteuerabzug zu 
gewähren.

Vorsteuerabzug bei gemischt
genutztem FERIENAPPARTEMENT 

Vorsteuerabzug bei Kauf
einer WOHNUNGWOHNUNG

©Mediaparts - stock.adobe.com

Der abziehbare Anteil des Vorsteuerabzuges bei gemischter Nutzung ergibt sich in der Regel aus dem 
Verhältnis der Zeiträume der tatsächlichen unternehmerischen und der privaten Nutzung. Entschei-
dend sind somit die Zeiträume, in welchen die Ferienwohnung an Gäste vermietet wurde und in welchen 
der Eigentümer diese Wohnung selbst nutzt.

Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes

In einer aktuellen Entscheidung hat nun das Bundesfinanzgericht (BFG) festgestellt, wie Leerstandzeiten bei 
der Aufteilung in unternehmerische und private Nutzung zu berücksichtigen sind. In dem vorliegenden Fall 
wurde ein Appartement erworben und eine Betreiber-GmbH mit der touristischen Vermietung des Apparte-
ments beauftragt. Die GmbH verpflichtete sich zu entsprechenden Anstrengungen, einen bestmöglichen Er-

trag zu erzielen. Die Eigentümer hatten keinen Schlüs-
sel für ihre Wohnung und konnten sich nur wie andere 
Gäste im Rahmen des Hotelbetriebes gegen Verrech-
nung von Resort und Betriebskosten einbuchen.

Die Berechnung der Privatnutzung hat nach Ansicht 
der Finanzbehörde wie folgt zu erfolgen: Privat ge-
nutzte Wochen/(privat genutzte Wochen + vermietete 
Wochen). Die Leerstandszeiten werden bei dieser Me-
thodik außer Ansatz gelassen. Dies führt dazu, dass 
eine höhere Vorsteuerkürzung notwendig ist. Dagegen 
erhob der Vermieter Beschwerde und führte aus, dass 
die anteilige Vorsteuerkürzung für die zeitliche Privat-
nutzung der Wohnung wie folgt zu berechnen ist: Privat 
genutzte und vermietete Wochen.

Keine Vorsteuerkürzung für Leerstand

Das BFG sah im konkreten Fall auf Grund der vertrag-
lichen Bestimmungen nur die Zeiträume der tatsäch-
lichen Privatnutzung und nicht auch den Leerstand 
(anteilig) als privat und gab somit der Beschwerde des 
Vermieters statt.

Beim Kauf einer Wohnung konnte Vorsteuer abgezogen werden, weil diese nicht 
direkt der Tochter der Käuferin überlassen wurde, sondern durch den Ehemann der 
Käuferin, der als Mieter fungierte. 

Wird eine Ferienwohnung teilweise privat und teilweise für umsatzsteuerpflichtige 
Vermietungszwecke verwendet, stellt sich die Frage, inwieweit ein Vorsteuerabzug 
aus den Anschaffungskosten geltend gemacht werden kann.

Wenn der Erwerber einer Wohnung diese im An-
schluss vermietet, wird er grundsätzlich auf-
grund der Vermietungstätigkeit ein umsatz-
steuerlicher Unternehmer und ist damit auch 
zum Vorsteuerabzug berechtigt. Betragen die 
Umsatzerlöse allerdings weniger als € 35.000, 
gilt er als unecht umsatzsteuerbefreiter Klein-
unternehmer.

Das bedeutet:

 ▶ Von den Einnahmen muss er keine 
Umsatzsteuer an das Finanzamt 
abführen und somit keine Umsatz-
steuer in Ausgangsrechnungen 
verrechnen

 ▶ Er darf von den Ausgaben keine Vor-
steuer abziehen

Es besteht jedoch die Möglichkeit, soweit die Umsatzsteuerbefreiung für den Vermieternachteilig ist (etwa 
wegen hoher Vorsteuern beim Kauf einer Wohnung), auf die unechte Umsatzsteuerbefreiung zu verzichten.

Wir beraten Sie gerne, ob die Optierung zur Umsatzsteuerpflicht bei einer Wohnungsvermietung in Ihrem Fall 
vorteilhaft ist.

Vorsteuerabzug beim Kauf von Wohnungen

Tipp: Die Aufteilung der gemischt-veranlassten Aufwendungen für 
den Vorsteuerabzug hat in der Regel nach dem Verhältnis der Tage der 

Eigennutzung zu den Tagen der Gesamtnutzung (Vermietung und Eigen-
nutzung) zu erfolgen, soweit eine Selbstnutzung jederzeit möglich ist. Aus dem 
Erkenntnis ist ersichtlich, dass die konkrete Gestaltung der Verträge unmittelba-
ren Einfluss auf die Höhe der abziehbaren Vorsteuern haben kann. Wir unterstüt-
zen Sie gerne bei steuerlichen Fragen zur Vermietung von Wohnungen.
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Gesellschafter-Geschäftsführers 
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Umsatzsteuer bei ÄRZTENÄRZTEN
Eine Diagnoseüberprüfung ist keine Heilbehandlung und daher nicht umsatzsteuerbefreit.

Ärzte sind von der Umsatzsteuer (USt) unecht befreit. Sie müssen einerseits keine USt abführen, dürfen ande-
rerseits aber keinen Vorsteuerabzug geltend machen. Diese Steuerbefreiung bezieht sich allerdings nur auf 
Tätigkeiten in Ausübung der Heilkunde gemäß dem Ärztegesetz. Andere Tätigkeiten eines Arztes können somit 
durchaus umsatzsteuerpflichtig sein.

In diesem Sinne hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) kürzlich entschieden, dass Diagnoseüberprüfungen 
durch einen Arzt nicht unter den Begriff „Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin“ fallen und daher 
der Umsatzsteuer unterliegen.

In einem aktuellen Verfahren hatte der EuGH zu klären, ob eine Dienstleistung an ein Versicherungsunterneh-
men, die darin besteht,

 ▶ die Richtigkeit der Diagnose einer schweren, bereits diagnostizierten Krankheit des Versicherten 
zu überprüfen und

 ▶ nach den besten verfügbaren medizinischen Dienstleistungen zur Heilung des Versicherten zu 
suchen und

 ▶ in dem Fall, dass es von der Versicherungspolizze abgedeckt ist und vom Versicherten beantragt 
wird, dafür Sorge zu tragen, dass die medizinische Behandlung erbracht wird,

 ▶ von der Mehrwertsteuer befreit ist.

Diagnoseüberprüfung ist keine Heilbehandlung

Der EuGH stellt dazu fest, dass die entsprechenden Bestimmungen eine Steuerbefreiung von Leistungen vor-
sehen, die zwei Voraussetzungen genügen, nämlich, dass sie zum einen „Heilbehandlungen im Bereich der Hu-
manmedizin“ darstellen und zum anderen „im Rahmen der Ausübung der von dem betreffenden Mitgliedstaat 
definierten ärztlichen und arztähnlichen Berufe durchgeführt werden“.

Im konkreten Fall bestanden die Leistungen der Ärzte für die auftraggebende Versicherung darin, anhand 
der ihnen übermittelten Unterlagen medizinische Informationen über eine versicherte natürliche Person zu 
überprüfen, um festzustellen, ob diese Person die Versicherungsdienstleistungen in Anspruch nehmen darf.

Der EuGH stellte fest, dass Leistungen nicht unter die ärztliche Steuerbefreiung fallen, wenn sie darin beste-
hen, die Richtigkeit der Diagnose einer schweren Krankheit des Versicherten zu überprüfen, um festzustellen, 
welche die besten Behandlungsmöglichkeiten zur Heilung des Versicherten sind, und – falls dieses Risiko vom 
Versicherungsvertrag gedeckt ist und der Versicherte einen entsprechenden Antrag stellt – um dafür Sorge 
zu tragen, dass die medizinische Behandlung erbracht wird.

Im kürzlich ergangenen Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes 
(VwGH) hatte dieser darüber zu entscheiden, ob Sozialversicherungs-
beiträge eines Gesellschafter-Geschäftsführers auch dann zu seinen 
Betriebsausgaben im Rahmen seiner Basispauschalierung zählen, wenn 
deren Bezahlung durch die GmbH erfolgt. Dies bestätigte nunmehr der 
Verwaltungsgerichtshof (VwGH). Somit kann der Geschäftsführer die für 
ihn bezahlten Sozialversicherungsbeiträge auch im Rahmen einer Basis-
pauschalierung zusätzlich als Betriebsausgaben geltend machen.

Basispauschalierung für Gewerbetreibende und selbständig Tätige

Gewerbetreibende und selbständig Tätige können für die Ermittlung 
ihrer Betriebsausgaben eine Basispauschalierung anwenden. Voraus-
setzungen für diese Basispauschalierung sind, dass

 ▶ keine Buchführungspflicht besteht,
 ▶ auch nicht freiwillig eine doppelte Buchhaltung geführt 

wird,
 ▶ der Vorjahresumsatz nicht mehr als € 220.000 betragen hat 

und
 ▶ aus der Steuererklärung hervorgeht, dass die Pauschalie-

rung in Anspruch genommen wird.

In diesem Fall können die Betriebsausgaben mit einem Prozentsatz vom 
Umsatz angesetzt werden. Für einen wesentlich beteiligten Gesellschaf-
ter-Geschäftsführer (Beteiligung an der Kapitalgesellschaft größer als 
25%) beträgt der Prozentsatz 6% vom Umsatz, jedoch maximal € 13.200 
pro Jahr. Mit der Betriebsausgabenpauschale werden insbesondere ab-
gegolten: Absetzung für Abnutzung (AfA) von Investitionen, Ausgaben 
für Energiebezüge, Miete, Reparaturen, Telefon, Zinsen, Werkzeuge, Ver-
brauchsmaterial, Versicherungen etc.

Neben den pauschalen Ausgaben von 6 % vom Umsatz dürfen bestimm-
te weitere Betriebsausgaben abgesetzt werden. Für einen Gesellschaf-
ter-Geschäftsführer wären dies etwa die Sozialversicherungsbeiträge.

Mit Pauschalierung Steuern und Zeit sparen

Wer seine Betriebsausgaben pauschal ermittelt, kann nicht nur Steuern, 
sondern auch viel Zeit sparen. Wir beraten Sie gerne, ob eine Pauscha-
lierung für Sie persönlich steuerrechtlich vorteilhaft ist. Da bezüglich 
des Wechsels zwischen vollständiger Einnahmen-/Ausgabenrechnung 
einerseits und Pauschalierung andererseits zeitliche Bindungswirkun-
gen bestehen können, ist hierfür eine Prognoserechnung für mehrere 
Jahre aufzustellen.

Sozialversicherungsbeiträge sind auch dann Betriebsausgaben des Gesellschaf-
ter-Geschäftsführers im Rahmen seiner Basispauschalierung, wenn deren Bezah-
lung durch die GmbH erfolgt
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Vorsteuerabzug
bei privaten
Photovoltaikanlagen

öfter als geglaubt möglich 

Aufgrund der zwischenzeitlich explodierten und 
weiterhin volatilen Strompreise boomt auch im Pri-
vatbereich die Stromerzeugung mit Photovoltaikan-
lagen. Dazu kommt auch ein steigendes Umweltbe-
wusstsein. Die Anschaffung von Photovoltaikanlagen 
(PV-Anlagen) ist auch steuerlich durchaus interes-
sant. Einkommensteuerlich wurde ab der Veranla-
gung 2022 eine Einkommensteuerbefreiung für die 
Einspeisung von elektrischer Energie aus PV-Anlagen 
eingeführt. Diese kommt dann zum Tragen, wenn die 
Engpassleistung der Anlage maximal 25 Kilowattpe-
ak (kWp) beträgt und nicht mehr als 12.500 kWh pro 
Jahr eingespeist wurden. Der über 12.500 kWh hin-
ausgehende Teil ist steuerpflichtig und wird in der 
Regel Einkünfte aus Gewerbebetrieb darstellen. Die 
Eigennutzung der erzeugten Energie stellt kein Ein-
kommen dar und ist im Übrigen auch von der Elektri-
zitätsabgabe befreit.

Umsatzsteuerlich wird mit der Einspeisung von elek-
trischer Energie aus privaten PV-Anlagen in der Regel 
die Kleinunternehmergrenze von 35.000 € netto pro 
Jahr nicht überschritten, sodass zwar die Stromlie-
ferung umsatzsteuerbefreit ist, jedoch auch grund-
sätzlich kein Vorsteuerabzug zusteht. Es besteht 
allerdings die Möglichkeit, auf die Kleinunternehmer-
regelung zu verzichten, indem dieser Verzicht dem 
Finanzamt schriftlich bekannt gegeben wird. Sofern 
mehr als 50 % des produzierten Stroms in das Netz 
eingespeist werden, kann dann ein Vorsteuerabzug 
geltend gemacht werden und die in Rechnung ge-

stellte Umsatzsteuer aus den Anschaffungskosten 
der PV-Anlage, aber auch aus den Installations- und 
Wartungsleistungen zurückgeholt werden. Der Ver-
zicht auf die Kleinunternehmerbefreiung führt dazu, 
dass die Stromlieferungen an den Energieversorger 
der 20%igen Umsatzsteuer unterliegen. Es kommt 
dabei zum Übergang der Steuerschuld auf den Leis-
tungsempfänger (Energieversorger).

Ein Kostenfaktor für einen selbst wird dann aller-
dings die Eigenverbrauchsbesteuerung auf den 
privat genutzten Strom. Bemessungsgrundlage 
sind die Selbstkosten, die sich aus der anteiligen 
Abschreibung bei einer 20jährigen Abschreibungs-
dauer ergeben. Die Kosten des umsatzsteuerlichen 
Eigenverbrauchs sind aber im Vergleich zum Vor-
steuerabzug anlässlich der Anschaffung vergleichs-
weise sehr gering, sodass dies üblicherweise im Pri-
vatbereich die steuerlich optimale Vorgehensweise 
ist. Genauer durchrechnen sollte man sich das auch, 
wenn es sonst noch weitere Umsätze gibt, die unter 
der Kleinunternehmerregelung umsatzsteuerfrei 
behandelt werden (z.B. steuerbefreite Vermietungs-
umsätze oder geringe nebenberufliche Einkünfte). 
Bei Verzicht auf die Kleinunternehmerregelung an-
lässlich der Anschaffung einer PV-Anlage verlieren 
nämlich dann auch derartige Umsätze ihre Steuer-
befreiung.

Errichtet eine Privatperson eine Photovoltaik-Anlage 
und speist den überschüssigen Strom ins Strom-
netz ein, kann es zu Steuerpflichten kommen.

Photovoltaikanlagen erfreuen sich einer wachsen-
den Beliebtheit, die vor allem mit dem vergleichs-
weise geringen Aufwand der Errichtung und des Be-
triebs der Anlage, dem steigenden Strompreis und 
diversen steuerlichen Begünstigungen begründet 
ist. Errichtet eine Privatperson eine Photovoltaik-An-
lage und verwendet den Strom nicht ausschließlich 
für sich selbst, sondern speist den überschüssigen 
Strom ins Stromnetz ein (Überschusseinspeiser), 
kann es durch die dafür vom Energieversorger er-
haltenen Einnahmen zu Steuerpflichten der Privat-
person kommen.

Betriebsausgaben und Gewinnfreibetrag

Erfolgt die entgeltliche Einspeisung in das öffent-
liche Netz, stellt dies eine gewerbliche Einkunfts-
quelle dar. Von diesen Einnahmen können die kor-
respondierenden Ausgaben für die PV-Anlage in 
jenem Umfang, in dem die Anlage der Einspeisung 
in das öffentliche Netz dient, als Betriebsausgaben 
abgezogen werden. Zusätzlich besteht die Möglich-
keit, einen Gewinnfreibetrag (zumeist bis zu € 4.500) 
geltend zu machen. Der saldierte Betrag unterliegt 
als Gewinn der Einkommensteuer, die von der Ge-
winnhöhe und von allfälligen anderen Einkünften 
abhängt.

Wenn neben nicht selbständigen Einkünften, wie 
etwa einem aufrechten Dienstverhältnis oder dem 
Bezug einer Pension, ein Gewinn erzielt wird, gilt ein 
Veranlagungsfreibetrag von € 730 pro Jahr. Wird die-
ser Betrag mit dem Gewinn aus dem Stromverkauf 
überschritten, muss eine Einkommensteuererklä-
rung abgegeben werden.

Steuerbefreiung für Photovoltaikanlagen

Zusätzlich hat der Gesetzgeber zur Förderung er-
neuerbarer Energien eine Steuerbefreiung für Pho-
tovoltaikanlagen geschaffen. Einkünfte aus der 
Einspeisung von höchstens 12.500 kWh (Kilowatt-

stunden) elektrischer Energie aus Photovoltaikan-
lagen sind ab der Veranlagung für das Kalender-
jahr 2022 steuerfrei, wenn die Engpassleistung der 
Anlage die Grenze von 25 kWp (Kilowatt Peak) nicht 
überschreitet. Bei Überschreiten der 12.500 kWh ist 
nur der übersteigende Teil steuerpflichtig (im Sinne 
eines Freibetrages). Der Freibetrag bezieht sich auf 
den einzelnen Steuerpflichtigen. Wird eine Anlage 
von mehreren Personen betrieben, steht der Freibe-
trag somit mehrmals zu. Ist andererseits ein Steuer-
pflichtiger an mehreren Anlagen beteiligt, steht ihm 
der Freibetrag nur einmal zu.

Die Anwendung dieser Steuerbefreiung soll anhand 
von einigen Beispielen dargestellt werden.
 
1. A installiert auf seinem Eigenheim eine Photovolta-
ikanlage mit 16 kWp. Damit werden 16.000 kWh Strom 
produziert. 12.000 kWh davon verbraucht er für den 
privaten Eigenbedarf selbst, der Rest (4.000 kWh) 
wird ins öffentliche Netz eingespeist. Sämtliche Ein-
künfte aus der Einspeisung sind steuerfrei.

2. B installiert auf Freiflächen ihres Betriebs eine 
Photovoltaikanlage mit 50 kWp. Da die Engpassleis-
tung der Anlage die Grenze von 25 kWp übersteigt, 
steht die Befreiung nicht zu.

3. C hat bereits auf ihrem Eigenheim eine Photovol-
taikanlage mit 15 kWp installiert. Nun rüstet sie auch 
ihr Ferienhaus mit einer weiteren Photovoltaikanla-
ge mit 15 kWp aus. Aus beiden Anlagen werden in 
Summe 14.000 kWh ins öffentliche Netz eingespeist. 
C steht die Befreiung für beide Anlagen zu, weil diese 
jeweils die Engpassleistung von 25 kWp nicht über-
steigen. Der „Freibetrag“ an kWh steht allerdings 
nur einmal pro Steuerpflichtigem zu, sodass die Ein-
künfte aus der Einspeisung von 1.500 kWh (14.000 – 
12.500) steuerpflichtig sind.

Steuerbefreiung bei der Einspeisung 
von elektrischer Energie aus 
Photovoltaikanlagen

©standret - stock.adobe.com
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Keine NoVA bei
OLDTIMERN 

ImmoESt: Kaufpreisaufteilung bei 
der Herstellerbefreiung

Die Normverbrauchsabgabe (NoVA) ist eine einmalig zu entrichtende Steuer, die bei 
der Lieferung oder der erstmaligen Zulassung von Personenkraftwagen, Motorrä-
dern und Quads in Österreich fällig wird. Davon ausgenommen können Kraftfahr-
zeuge sein, die als Oldtimer einzustufen sind. Die Definition des „Oldtimers“ (auch 
Motorräder), hat sich durch eine Gesetzesänderung im Jahr 2021 geändert. Bei 
Restaurierungen und Umbauten ist zu beachten, dass für die weitere Einordnung 
als Oldtimer und die daran geknüpfte NoVA-Freistellung dessen Originalität erh-
alten bleiben muss.

Einkünfte aus der Veräußerung von Grundstücken un-
terliegen meist einem besonderen Steuersatz von 30 
Prozent. Es gibt aber auch Steuerbefreiungen.

Unter gewissen Voraussetzungen sind von der Immo-
bilienertragsteuer ausgenommen

 ▶ die Veräußerung von Eigenheimen oder 
Eigentumswohnungen

 ▶ die Veräußerung von selbst hergestell-
ten Gebäuden

 ▶ die Veräußerungen von Grundstücken in-
folge eines behördlichen Eingriffs

 ▶ bestimmte Tauschvorgänge, etwa im 
Rahmen von Flurbereinigungsverfahren

Herstellerbefreiung

Die Herstellerbefreiung betrifft selbst hergestellte 
Gebäude, soweit diese innerhalb der letzten zehn 
Jahre nicht zur Erzielung von Einkünften gedient ha-
ben. Die Befreiung steht nur dem Errichter (Hersteller) 
selbst zu. Der Steuerpflichtige muss sohin Bauherren-
eigenschaft besitzen. Ein selbst hergestelltes Gebäu-
de kann nach Ansicht der Finanzverwaltung nur bei 
einem ins Gewicht fallenden (finanziellen) Baurisiko 
vorliegen. Nicht selbst hergestellt ist jedenfalls ein 
Gebäude, das zu einem Fixpreis erstellt worden ist.

Weiters ist für die Inanspruchnahme der Hersteller-
befreiung wichtig, dass es sich um eine Errichtung 

eines Gebäudes, somit als „Hausbau“ und nicht etwa 
um eine Haussanierung oder Hausrenovierung han-
delt.

Ein wichtiger Unterschied zur Hauptwohnsitzbefrei-
ung ist, dass nur das Gebäude selbst nicht der Immo-
biliensteuer unterliegt. Ein auf den Grund und Boden 
entfallender Veräußerungsgewinn ist jedoch steuer-
pflichtig. Der Veräußerungserlös ist in diesem Fall im 
Verhältnis der gemeinen Werte auf Grund und Boden 
und Gebäude aufzuteilen. Nach Ansicht der Finanz-
verwaltung besteht die Möglichkeit, den Grund- und 
Bodenanteil nach der Grundanteilsverordnung zu er-
mitteln. Erscheint diese Aufteilung jedoch nicht sach-
gerecht, sind die tatsächlichen Verhältnisse etwa 
mittels Gutachten festzustellen.

Aufgrund der Grundanteilsverordnung entfallen von 
dem Veräußerungserlös entweder 20 %, 30 % oder 40 
% auf den Grund und Boden. Dies ist unter anderem 
abhängig davon, wie viele Einwohner die Gemeinde, in 
der sich das Gebäude befindet, hat und wie hoch der 
durchschnittliche Quadratmeterpreis für als Bauland 
gewidmete und voll aufgeschlossene unbebaute 
Grundstücke (baureifes Land) ist.

Wir unterstützen Sie gerne im Fall eines Verkaufs Ihrer 
Immobilie und prüfen, ob eine Steuerpflicht anfällt 
bzw. in welchem Ausmaß Befreiungsmaßnahmen (zB 
Herstellerbefreiung) angewendet werden können.

Aufgrund einer Änderung des NoVA-Gesetzes mit Wir-
kung seit 1.7.2021 gilt als historisches Fahrzeug ein 
erhaltungswürdiges, nicht zur ständigen Verwen-
dung bestimmtes Fahrzeug,

 ▶ mit Baujahr 1955 oder davor, oder
 ▶ das älter als 30 Jahre ist und in die vom 

Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Tech-
nologie approbierte Liste der histori-
schen Fahrzeuge eingetragen ist.

Bei Fahrzeugen, die nicht in die Liste der historischen 
Kraftfahrzeuge eingetragen sind, hat der Beirat für 
historische Fahrzeuge, der bei diesem Ministerium 
eingerichtet ist, eine Empfehlung betreffend die Er-
haltungswürdigkeit und den Erhaltungszustand die-
ser Fahrzeuge abzugeben. Der Beirat kann auch die 
Liste ergänzen, wobei jedoch bei der Beurteilung 
der Erhaltenswürdigkeit, insbesondere auch auf die 
eventuellen negativen Umweltauswirkungen be-
stimmter Fahrzeugbauarten Bedacht zu nehmen ist.

Restaurierung von alten Fahrzeugen

Historische Kraftwagen dürfen nur an 120 Tagen pro 
Jahr verwendet werden, historische Krafträder nur 

an 60 Tagen pro Jahr. Über diese Verwendung sind 
fahrtenbuchartige Aufzeichnungen zu führen und 
der Behörde auf Verlangen vorzulegen.

Vorsicht ist bei Restaurierung von alten Fahrzeu-
gen geboten: Die Hauptbaugruppen der Fahrzeuge 
müssen im Originalzustand erhalten sein. Zeitgenös-
sischer Ersatz gilt als dem originalen Zustand ent-
sprechend, wenn es sich um Zubehör oder Ersatz-
teile handelt, die in einem Zeitraum von 10 Jahren 
ab dem Erzeugungsjahr des Fahrzeuges im Handel 
angeboten wurden (handelsübliches oder werksna-
hes Zubehör). Für die Originalität solcher Änderungen 
sind Nachweise durch Literatur, Prospekte, Fotos und 
dergleichen zu erbringen. Nachträgliche Änderungen 
am Fahrzeug, die Hauptbaugruppen (zB Motor, Lenk-
anlage, Aufbauten) betreffen und somit den Grund-
charakter des Fahrzeuges und dessen technische 
Konstruktionsmerkmale verändern, führen zu einer 
Neueinstufung des Fahrzeuges mit dem Baujahr, das 
dem geänderten Teil zuzuordnen ist.
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GSVG-Pflicht bei Ausschüttun-
gen an GmbH-Gesellschafter 
ohne Geschäftsführungsfunktion?  
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Gewinnausschüttungen an GSVG-pflichtige Gesellschafter-Geschäftsführer einer 
GmbH unterliegen der Beitragspflicht nach dem GSVG. Wie sieht dies bei Ausschüttun-
gen an Gesellschafter einer GmbH, die nicht Geschäftsführer sind, aus?

Im Rahmen ihrer Kapitalertragsteuer-Anmeldung hat eine GmbH Ausschüttungen 
(insbesondere Gewinnanteile und sonstige Bezüge aus Anteilen an einer GmbH) an 
ihre Gesellschafter-Geschäftsführer, die der Pflichtversicherung nach dem GSVG oder 
FSVG unterliegen, anzugeben. Das trifft etwa auf folgende GmbH-Gesellschafter zu:

࢚  Gesellschafter einer (aufgrund z. B. einer Gewerbeberechtigung) wirt-
schaftskammerzugehörigen GmbH, die auch handelsrechtliche Ge-
schäftsführer der GmbH sind,

࢚  Gesellschafter einer nicht wirtschaftskammerzugehörigen GmbH, die 
auch handelsrechtliche Geschäftsführer der GmbH sind und aufgrund 
der Geschäftsführung Einkünfte aus selbständiger Arbeit erzielen,

࢚  geschäftsführende Gesellschafter einer (Zahn)Ärzte-GmbH, einer Patent-
anwalts-GmbH oder einer Ziviltechniker-GmbH.

Nur Ausschüttungen an Gesellschafter-Geschäftsführer betroffen!

Maßgeblich für die Feststellung der SV-Beitragsgrundlage dieser Versicherten sind 
die Einkünfte aus dieser Tätigkeit, wobei als solche Einkünfte auch die Einkünfte des zu 
einem Geschäftsführer bestellten Gesellschafters der GmbH gelten, somit die Einkünf-
te aus der Beteiligung an der GmbH (Ausschüttungen). Daraus ergibt sich, dass davon 
nur Ausschüttungen an Gesellschafter-Geschäftsführer betroffen sind. Nicht anzu-
geben sind daher etwa Gewinnausschüttungen an reine Gesellschafter einer GmbH, 
die nicht auch handelsrechtliche Geschäftsführer der GmbH sind, da diese nicht der 
Sozialversicherung unterliegen. Dies wurde nun von der Finanz festgehalten.

Reine Gesellschafter einer GmbH ohne jegliche Mittätigkeit in der GmbH sind somit 
von keiner Sozialversicherungspflicht betroffen. Arbeiten Gesellschafter in einer 
GmbH hingegen – außerhalb der Geschäftsführung – mit, unterliegen sie unter be-
stimmten Voraussetzungen einer Pflichtversicherung. Wird die Tätigkeit zum Beispiel 
im Rahmen eines klassischen Dienstverhältnisses ausgeübt, ist in der Regel eine Ver-
sicherung nach dem ASVG anzunehmen. Unter bestimmten Voraussetzungen kann 

aber auch eine Pflichtversicherung nach dem GSVG bestehen.

Das Territorialitätsprinzip bedingt, dass das nationale Sozialversicherungsrecht jenes Staates 
anzuwenden ist, in dessen Hoheitsgebiet die Tätigkeit tatsächlich ausgeübt wird. Der Wohnsitz 
des Beschäftigten bzw. der Unternehmenssitz sowie die Staatsangehörigkeit der jeweiligen 
Person sind nicht relevant.

Bevor eine Person gemäß dem Territorialitätsprinzip den nationalen Rechtsvorschriften des 
Beschäftigungslandes unterworfen wird, hat der Dienstgeber oder der Selbständige zu prü-
fen, ob für den jeweiligen Sachverhalt im europäischen Gemeinschaftsrecht oder in bilatera-
len Abkommen Sonderbestimmungen bestehen.

Dabei ist zunächst zu unterscheiden, ob die Tätigkeit in der EU/im EWR, in der Schweiz, im Ver-
einigten Königreich, in Vertragsstaaten, in Drittstaaten oder für bestimmte internationale Or-
ganisationen ausgeübt wird. Die Dauer der Beschäftigung spielt (mit Ausnahme von Entsen-
dungen) keine Rolle.

Arbeiten in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten

Für Arbeiten, die in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten (parallel) als Unselbständiger und/
oder Selbständiger ausgeübt werden, beinhaltet das europäische Gemeinschaftsrecht spe-
zielle Normen. Bei deren Anwendung ist stets zu unterscheiden, ob die betreffende Person 
in mehreren Staaten ausschließlich in unselbständiger Art tätig ist, als Selbständiger agiert 
oder beide Tätigkeiten gleichzeitig verrichtet. Dabei spielen hier für die Frage, welche Rechts-
vorschriften anzuwenden sind, der Wohnort der Person bzw. der Sitz des Unternehmens doch 
wiederum eine Rolle.

So unterliegt eine Person, die gewöhnlich in zwei oder mehreren EU-Mitgliedstaaten eine un-
selbständige Beschäftigung ausübt, in der Regel den Rechtsvorschriften des Wohnsitzmit-
gliedstaates, wenn sie dort einen wesentlichen Teil ihrer Tätigkeit ausübt. Diese Aussage darf 
allerdings nicht verallgemeinert werden, da es zahlreiche Abweichungen geben kann, etwa 
wenn eine unselbständige mit einer selbständigen Tätigkeit zusammentrifft.

Bei unselbständigen Beschäftigungsverhältnissen ist grundsätzlich der Dienstgeber für die 
Einhaltung der melde- und beitragsrechtlichen Bestimmungen verantwortlich. Die korrekte 
Ermittlung der Beiträge sowie deren Abfuhr bzw. die ordnungsgemäße Meldungserstattung 
fällt somit in den Aufgabenbereich des jeweiligen Dienstgebers. Selbständige haben sich um 
die Einhaltung der jeweiligen sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen selbst zu küm-
mern.

Achtung:

Im Bereich des Arbeitsrechts und des Steuerrechts existieren gesonderte Regelungen für Be-
schäftigungsverhältnisse mit Auslandsbezug. Diese können, müssen aber nicht mit den auf 
die jeweilige Beschäftigung anzuwendenden sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen 
übereinstimmen. Es kann daher dazu kommen, dass etwa österreichisches Sozialversiche-
rungsrecht, aber deutsches Steuerrecht und deutsches Arbeitsrecht gelten. Eine umfassen-
de und frühzeitige Beratung ist auf jeden Fall zu empfehlen.

Wird eine selbständige oder nichtselbständige Tätigkeit im Ausland 
ausgeübt, stellt sich die Frage, welche sozialversicherungsrechtlichen 
Auswirkungen dies hat.

Tipp: Die notwendige Überprüfung, welche Sozialversicherungsvor-
schriften bei einem mittätigen Gesellschafter im konkreten Fall zur An-

wendung kommen, erfolgt in mehreren Schritten und hat unter anderem 
bestehende Gesellschaftsverträge, die Art der Tätigkeit und ähnliches zu berück-
sichtigen. Aufgrund der Komplexität empfehlen wir eine entsprechend umfas-
sende Beratung.

Sozialversicherung bei 
Erwerbstätigkeit im Ausland
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Zinssätze DURCH DIE EZB

Das Finanzministerium reagierte am 3.2.2023 auf 
diese Erhöhung des Leitzinssatzes und damit auch 
des Basiszinssatzes in Österreich auf 2,38% und ver-
öffentlichte einen neuen Erlass zur Anpassung der 
Stundungs-, Anspruchs-, Aussetzungs-, Beschwerde- 
und Umsatzsteuerzinsen. Seit dem 8.2.2023 gilt damit 
für Stundungszinsen, Aussetzungszinsen, Anspruchs-
zinsen, Beschwerdezinsen und Umsatzsteuerzinsen 
ein Zinssatz von 4,38 %.

Stundungszinsen

Auf Antrag kann das Finanzamt für die Entrichtung 
von Abgaben, bei welchen beim Abgabepflichtigen 

eine zwangsweise Einbringung in Frage kommt, Zah-
lungserleichterungen (Stundung oder Ratenzahlung) 
bewilligen,

 ▶ wenn die sofortige Bezahlung der Steuer 
für den Steuerpflichtigen mit erhebli-
chen Härten verbunden wäre und

 ▶ die Einbringlichkeit der Abgaben durch 
das Entgegenkommen des Finanzamtes 
nicht gefährdet wird.

Aussetzungszinsen

Im Falle einer Beschwerde gegen einen Abgabenbe-
scheid gibt es die Möglichkeit, die Zahlung des strit-
tigen Abgabenbetrages vorerst auszusetzen. Sollte 
der Beschwerde nicht stattgegeben werden, so ist 
der strittige Betrag nachzuzahlen. Für die Dauer der 
Aussetzung werden Zinsen verrechnet.

Anspruchszinsen

Für Körperschaft- bzw. Einkommensteuernachzahlun-
gen sind Anspruchszinsen an das Finanzamt zu ent-
richten, wenn die Nachzahlung nicht bis spätestens 
30.9. des dem Jahr des Entstehens des Abgabenan-
spruches folgenden Jahres erfolgt ist. Körperschaft- 
bzw Einkommensteuerguthaben werden ebenso ab 
dem 1.10. des Folgejahres vom Finanzamt verzinst.

Beschwerdezinsen

Wurden bescheidmäßig vorgeschriebene Abgaben 
zunächst entrichtet und ergibt sich aufgrund einer 

Beschwerde gegen den Bescheid, dass keine bzw. 
eine geringere Zahlung zu leisten gewesen wäre, so 
werden vom Finanzamt hinsichtlich dieses Gutha-
bens auf Antrag Beschwerdezinsen gutgeschrieben.

Umsatzsteuerzinsen

Mit dem Abgabenänderungsgesetz 2022 wurden 
sogenannte Umsatzsteuerzinsen eingeführt. Damit 
werden Gutschriften und Nachzahlungen bei USt-Vor-
anmeldungen und bei USt-Jahressteuererklärungen 
verzinst.

Bitte beachten Sie, dass diese Ausführungen nur 
überblicksartig zusammengefasst wurden. Sollten 
Sie Fragen zu Stundungs-, Aussetzungs-, Anspruchs-, 
Beschwerde- oder Umsatzsteuerzinsen haben, unter-
stützen wir Sie gerne.

Die Verlängerung des Energiekostenzuschusses 1 
umfasst das 4. Quartal 2022. Die Voranmeldung für 
den Energiekostenzuschuss 1 für Q4 2022 ist von 29. 
März bis 14. April über den aws Fördermanager mög-
lich. Die Antragsphase geht von 17. April bis 16. Juni 
2023.

Der Energiekostenzuschuss 2 ist bekanntermaßen 
durch einige Neuerungen gegenüber dem Energie-
kostenzuschuss 1 gekennzeichnet, wie z.B. durch den 
Wegfall des Kriteriums der Energieintensität in der 
Stufe 1 und 2 oder durch eine höhere Förderintensi-
tät der Mehrkosten sowie neue Fördergrenzen. Der 

förderfähige Zeitraum des Energiekostenzuschusses 
2 ist mit 1.1. bis 31.12.2023 festgelegt. Die Antragstel-
lung soll dabei in zwei Zeiträumen erfolgen. Das ers-
te Antragsfenster für den Zeitraum Jänner bis Juni 
2023 ist für das 3. Quartal 2023 (August/September) 
vorgesehen. Das zweite Antragsfenster für den Zeit-
raum Juli bis Dezember 2023 soll das 1. Quartal 2024 
(Februar/März 2024) sein - je nach beihilferechtlichen 
Voraussetzungen. Wir werden Sie über die weiteren 
Entwicklungen auf dem Laufenden halten.

Die Europäische Zentralbank (EZB) hat die Leitzinsen für den Euroraum neuerlich 
um 0,5 %-Punkte erhöht, weshalb diese erstmals seit 2008 bei 3,5 % liegen.

©puhimec - stock.adobe.com ©Gina Sanders - stock.adobe.com©tichr - stock.adobe.com

Aufgrund anhaltend hoher Energiepreise ist der Energiekostenzuschuss nach wie 
vor ein wichtiges Instrument zur Unterstützung betroffener Unternehmen (zur Ver-
längerung des Energiekostenzuschusses siehe auch KI 01/23). In einer Medienin-
formation des BM für Arbeit und Wirtschaft sind unlängst weitere Details zur prak-
tischen Umsetzung bekannt gemacht worden.

Verlängerung 
Energiekostenzuschuss 
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Bundesfinanzgericht (BFG) zur steuerlichen Anerkennung  
EINES HÄUSLICHEN ARBEITSZIMMERSEINES HÄUSLICHEN ARBEITSZIMMERS

Die Anforderungen an die steuerliche 
Anerkennung eines häuslichen Arbeits-
zimmers sind naturgemäß streng. So 
dürfen Aufwendungen oder Ausga-
ben für ein im Wohnungsverband ge-
legenes Arbeitszimmer und dessen 
Einrichtung nicht abgezogen werden, 
außer ein im Wohnungsverband ge-
legenes Arbeitszimmer bildet den Mit-
telpunkt der gesamten betrieblichen 
Tätigkeit des Steuerpflichtigen. Für die 
steuerliche Anerkennung ist überdies 
erforderlich, dass der zum Arbeitszim-
mer bestimmte Raum tatsächlich aus-
schließlich oder nahezu ausschließlich 
betrieblich genutzt und auch ent-
sprechend eingerichtet ist. Das BFG 
hatte sich in einer Entscheidung (GZ 
RV/7102468/2021 vom 2.12.2022) mit 
der Frage auseinanderzusetzen, ob die 
Kosten für ein häusliches Arbeitszim-
mer trotz parallel bestehenden Büros, 
steuerlich abzugsfähig sein können.

Der Ausgangssachverhalt war derart, 
dass eine Steuerpflichtige selbständig 
tätig war und in ihrem häuslichen Büro, 
in ihrer Praxis an einem anderen Ort 
und im Büro des Hauptauftraggebers 
die Mitarbeiter ihres Hauptauftragge-
bers arbeitspsychologisch betreute. 
Darüber hinaus wurden Workshops ab-
gehalten und Gesundheitsmodule an-
geboten. Bedeutsam war dabei, dass 
für die unmittelbaren Gespräche im 
Rahmen der arbeitspsychologischen 
Betreuung Büroräumlichkeiten des 
Auftraggebers zur Verfügung gestellt 

wurden. Die Vor- und Nachbereitung 
von Gesprächen und Workshops, die 
Ausarbeitung von Protokollen für den 
Auftraggeber sowie die telefonische 
Beratung der Mitarbeiter des Haupt-
auftraggebers (vertraglich war eine 
24h-Erreichbarkeit vereinbart) findet 
im häuslichen Arbeitszimmer statt. 
Zeitlich betrachtet wurden pro Monat 
für die arbeitspsychologische Betreu-
ung ungefähr 60 Stunden verrechnet, 
wobei die Vor- und Nachbereitung im 
häuslichen Büro nochmals so viel Zeit 
in Anspruch nahm.

Das BFG erkannte die Aufwendungen 
für das häusliche Arbeitszimmer als 
steuerliche Betriebsausgabe an. Ent-
scheidend dafür ist, dass die Tätig-
keit der Steuerpflichtigen nicht nur in 
dem Gespräch mit den Mitarbeitern 
des Hauptauftraggebers und in der 
Durchführung von Workshops besteht, 
sondern auch die Vor- und Nachberei-
tung und Berichterstattung wesent-
lich im Interesse des Auftraggebers 
stehen. Die Notwendigkeit, diese vor- 
und nachgelagerten Tätigkeiten in 
einem Büroumfeld zu tätigen, schien 
für das BFG als erwiesen und somit 
konnte das häusliche Arbeitszimmer 
auch als der Mittelpunkt der gesam-
ten betrieblichen Tätigkeit der Steuer-
pflichtigen gesehen werden. Hingegen 
hatte das Finanzamt den Mittelpunkt 
und Schwerpunkt der Tätigkeit der ge-
samten betrieblichen und beruflichen 
Tätigkeit in dem von dem Auftraggeber 

zur Verfügung gestellten Büro gese-
hen.

VwGH-Rechtsprechung folgend ist der 
Mittelpunkt einer Tätigkeit nach ihrem 
materiellen Schwerpunkt zu beurteilen, 
somit nach dem typischen Berufsbild. 
Mit anderen Worten ist bei der Beurtei-
lung des Mittelpunks der Tätigkeit auf 
eine Gesamtbetrachtung der betrieb-
lichen bzw. beruflichen Tätigkeit abzu-
stellen. Für die Anerkennung des häus-
lichen Arbeitszimmers im vorliegenden 
Fall spricht auch, dass zwar vom Haupt-
auftraggeber ein Büro zur Verfügung 
gestellt wurde, dieses aber nur zur 
unmittelbaren Gesprächsführung und 
gerade nicht für Verwaltungsaufgaben 
genutzt werden durfte. Somit wird klar, 
dass vom materiellen Kern her die Tä-
tigkeit im häuslichen Büro überwogen 
hat (vor allem aufgrund von Vor- und 
Nachbereitungstätigkeiten und Ver-
waltungstätigkeiten). Auch in zeitlicher 
Hinsicht hat die Betätigung im häus-
lichen Arbeitszimmer gegenüber der 
Auswärtstätigkeit überwogen, sodass 
alle auf das Arbeitszimmer entfallen-
den Aufwendungen und Ausgaben, 
einschließlich der Kosten seiner Ein-
richtung, als Betriebsausgaben ab-
zugsfähig sind.
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WERTSCHÄTZUNG, VEREINBARKEIT & INITIATIVE

Was Du bei uns findest:
Du suchst als erfahrene:r Bilanzierer:in oder

Buchhalter:in eine neue, anspruchsvolle Stelle, bei der

Du in allen Belangen unterstützt wirst? 

Du bist mitten in Deinem Studium und möchtest schon

jetzt in der Steuerberatung Fuß fassen und nach Deinem

Abschluss direkt als Berufsanwärter:in einsteigen? 

Du kommst frisch von der Schule und willst bei uns in

drei Jahren Steuerfachexperte:in werden?

Schau auf unserer Karriereseite vorbei - wir freuen uns

auf Deine Bewerbung! 
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Für nähere Infos melde Dich gerne bei:

Theresa Leeb, MA
HR & Process Managerin
t.leeb@grazertreuhand.at
0664/8225973

Die Grazer Treuhand ist seit 20 Jahren eine verlässliche

Partnerin für ihre Klient:innen aus den

unterschiedlichsten Branchen - und wir wachsen

ständig!

Unsere Mitarbeiter:innen sind dabei unser wichtigstes

Gut. Sie sorgen dafür, dass unsere Klient:innen

bestmöglich betreut werden und wir sorgen dafür, dass

unsere Mitarbeiter:innen ihre Arbeit und ihr Privatleben

bestmöglich miteinander vereinen können. 

Als familienfreundlicher Betrieb ist uns wichtig, auf die

individuellen und diversen Bedürfnisse unserer

Mitarbeiter:innen einzugehen und gemeinsam Lösungen

für alle Herausforderungen zu �nden. 

Werde Teil der 
GT Familie

https://grazertreuhand.

career.softgarden.de/
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Wer wir sind: 
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Die GT ist heuer 20 Jahre alt – aber 
auch eines ihrer Gründungsmit-
glieder feiert einen runden Ge-
burtstag. Die ganze Belegschaft 
feierte gemeinsam mit Andreas 
Leeb seinen 60. Geburtstag am 06. 
April. Auf die nächsten 60 Jahre! 

Businesslauf

Auch dieses Jahr war die GT wieder 
beim Grazer Business Lauf dabei! 
Diesmal sogar mit 4 Teams und einer 
neuen Bestzeit von sagenhaften 23 
Minuten für die 5KM von unserem 
Thomas. Wir freuen uns schon auf 
nächstes Jahr! 

Familienfreundlicher Betrieb
Im Mai wurde der Grazer Treuhand 
nun endlich offiziell als familien-
freundlicher Betrieb zertifiziert.  
Wir freuen uns gemeinsam mit 
unseren Mitarbeiter:innen auf die 
kontinuierliche Umsetzung der 
gesetzten Ziele:

 ▶ Service für Familien, 
Gesundheitsangebo-
te und betriebliche 
Kinderbetreuung

 ▶ Gerechte und flexible 
Arbeitsverteilung

 ▶ Personalentwicklung 
und Weiterbildung

AL 60
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Impressum:
Herausgeber und für den Inhalt ver-
antwortlich ist die Grazer Treuhand 
Steuer beratung GmbH & Partner KG
A-8010 Graz, Petersgasse 128a 
Tel +43/316/4780, Fax DW-500
office@grazertreuhand.at 
www.grazertreuhand.at
Irrtum, Druck- & Satzfehler vorbehal-
ten.

Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit 
wird auf eine geschlechterspezifische 
Differenzierung verzichtet. Entspre-
chende Begriffe gelten im Sinne der 
Gleichbehandlung für alle Geschlech-
ter.

Druck: Dorrong, 8053 Graz

Eistruhe
Der Sommer kommt! Nach 
dem langen Regen wird es 
endlich wärmer – und natür-
lich gibt es auch dieses Jahr 
wieder eine Eistruhe bei uns 
im Haus, um uns allen den 
Arbeitsalltag ein bisschen zu 
versüßen.  

Gipfeltreffen

Am 30.03. fand das erste GT-Gipfeltreffen statt. Die gesammelte Mannschaft der Grazer Treuhand und 
Schlack&Partner versammelte sich am Flughafen Graz, um über aktuelle Entwicklungen zu reden und den 
kollegialen Zusammenhalt über die Standorte hinweg zu stärken.

Wir freuen uns schon auf das nächste GT-GT!  
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